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Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
 

zu der hier näher bezeichneten Sitzung lade ich Sie herzlich ein. 

Die Tagesordnung ist beigefügt. 
 
 
 
Hennef, 31.05.2007 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
Klaus Pipke 
Bürgermeister 
 
 
 
 
 
Gremium 

Rat 
 
Wochentag Datum Uhrzeit 

Montag 11.06.2007 17:00 
 
Sitzungsort 

Meys-Fabrik, Beethovenstraße 21, 53773 Hennef 
 
 

 



 
Tagesordnung 
TOP Beratungsgegenstand Anlagen 
 Öffentliche Sitzung  

1 Ausschussumbesetzungen  

1.1 Umbesetzung von Ausschüssen;  
Anträge der Fraktion Bündnis 90 / Die Grünen 
 

1 

2 Beschlussvorlagen  

2.1 Änderung der Vergnügungssteuersatzung 
 

2 

2.2 Änderung der Hundesteuersatzung 
 

3 

2.3 Satzung über die Erhebung von Elternbeiträgen für die Teilnahme von 
Schülerinnen und Schülern an der Offenen Ganztagsschule an 
Grundschulen und der Förderschule mit dem Förderschwerpunkt Lernen 
in Trägerschaft der Stadt Hennef vom 21.02.2005; 
2. Änderungssatzung  - Änderung der Rechtsgrundlage - 
 

4 

2.4 Bebauungsplan Nr. 01.14/1A Rainer-C.-Horstmann Weg 
 
1. Beratung und Beschluss der eingegangene Stellungnahmen im 

Rahmen der erneuten, eingeschränkten Beteiligung der Öffentlichkeit 
und der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange gem. § 3 
Abs.2, § 4 Abs.2 und § 4a Abs.3 Baugesetzbuch (BauGB)     
(Empfehlung an den Stadtrat) 

2. Satzungsbeschluss (Empfehlung an den Stadtrat) 
 

Anlage Nr. 5 
erhalten Sie 

mit dem 
Nachtrag 

2.5 Jahresrechnung 2006 
 

6 

2.6 Sicherungszaun am Lipgenshof;  
Antrag der Fraktion "Die Unabhängigen" vom 16.05.2007 
 

7 

3 Anfragen  

3.1 Finanzsituation der Stadt Hennef; 
Anfrage der Fraktion “Die Unabhängigen“ vom 15.05.2007 
 

Anlage Nr. 8 
erhalten Sie 

mit dem 
Nachtrag 

4 Mitteilungen  

4.1 Aufstellung der über- und außerplanmäßigen Ausgaben, die in der Zeit 
vom 01.01.2006 bis 30.04.2007 geleistet wurden. 
 

9 

 Nicht öffentliche Sitzung  

5 Beschlussvorlagen  

5.1 Genehmigung einer Dringlichkeitsentscheidung zur Änderung des 
Wirtschaftsplans 2007 
 

10 

6 Anfragen  

7 Mitteilungen  



 



 
 

Beschlussvorlage 

 
Amt: Zentrale Steuerung und Service TOP: ______

Vorl.Nr.: V/2007/0734 Anlage Nr.: ______

Datum: 23.05.2007  

 
 
Gremium Sitzung am Öffentlich / nicht öffentlich

Rat 11.06.2007 öffentlich 
 
 
 
Tagesordnung 

 
Umbesetzung von Ausschüssen;  
Anträge der Fraktion Bündnis 90 / Die Grünen 
 
 
Beschlussvorschlag 

 
Der Rat der Stadt Hennef beschließt, die Ausschüsse des Rates der Stadt Hennef 
entsprechend der Anträge der Fraktion Bündnis 90 / Die Grünen umzubesetzen. 
 
 
Begründung 

 
Gemäß §§ 57 und 58 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein – Westfalen bildet der Rat 
die Ausschüsse und regelt deren Zusammensetzung. 
 
 
 
 
Hennef (Sieg), den 30.05.2007 
 
 
 
 
Klaus Pipke 
Bürgermeister 







 
 

T i s c h v o r l a g e 

 
Amt: Zentrale Steuerung und Service TOP: ______

Vorl.Nr.: V/2007/0755 Anlage Nr.: ______

Datum: 11.06.2007  

 
 
Gremium Sitzung am Öffentlich / nicht öffentlich

Rat 11.06.2007 öffentlich 
 
 
 
Tagesordnung 

 
Umbesetzung von Ausschüssen;  
Anträge der FDP - Fraktion 
 
 
Beschlussvorschlag 

 
Der Rat der Stadt Hennef beschließt, die Ausschüsse des Rates der Stadt Hennef entspre-
chend der Anträge der FDP – Fraktion umzubesetzen. 
 
 
Begründung 

 
Gemäß §§ 57 und 58 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein – Westfalen bildet der Rat 
die Ausschüsse und regelt deren Zusammensetzung. 
 
 
 
 
Hennef (Sieg), den 11.06.2007 
In Vertretung 
 
 
 
Günter Meyer 
Erster Beigeordneter 





 
 

Beschlussvorlage 

 
Amt: Kassen- und Steueramt TOP: ______

Vorl.Nr.: V/2007/0705 Anlage Nr.: ______

Datum: 02.05.2007  

 
 
Gremium Sitzung am Öffentlich / nicht öffentlich

Haupt-, Finanz- und 
Beschwerdeausschuss 

21.05.2007 öffentlich 

Rat 11.06.2007 öffentlich 
 
 
 
Tagesordnung 

 
Änderung der Vergnügungssteuersatzung. 
 
 
Beschlussvorschlag 

 
Der Haupt-, Finanz- und Beschwerdeausschuss des Rates der Stadt Hennef empfiehlt dem Rat 
der Stadt Hennef die Satzung in der vorgelegten Form zu beschließen. 
 
 
 
 
Begründung 

 
Das Verwaltungsgericht Arnsberg hat mit Urteil vom 18.08.2006 (Az.: 5 L 646/06) entschieden, 
dass ein Wahlrecht in der Vergnügungssteuersatzung, wonach auf Antrag des 
Steuerschuldners eine Besteuerung von Geldspielgeräten nach deren Zahl mit einem 
einheitlichen Steuersatz ermöglicht wird, obgleich die Besteuerung der Geldspielgeräte 
satzungsrechtlich nach deren Einspielergebnissen erfolgt, wegen Verstoßes gegen den 
Gleichbehandlungsgrundsatz aus Art. 3 GG rechtswidrig ist. Nach Auffassung des 
Verwaltungsgerichtes Arnsberg führt dieser Rechtsverstoß zu der Gesamtnichtigkeit der 
Satzung. 
 
Zwar hält der Städte- und Gemeindebund die Argumentation des Verwaltungsgerichtes 
Arnsberg nicht für zwingend.  Im Steuerrecht finden sich an verschiedenen Stellen Wahlrechte 
des Steuerschuldners. Der Städte- und Gemeindebund hatte sich seinerzeit dazu entschlossen, 
das Wahlrecht auch in die Vergnügungssteuer-Mustersatzung aufzunehmen, weil dies in der 
Praxis die Beibehaltung des deutlich verwaltungs einfacheren Stückzahlmaßstabes ermöglicht 
hat. 
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Zwischenzeitlich hat jedoch auch das Verwaltungsgericht Minden Zweifel an der 
Rechtsmäßigkeit eines solchen Wahlrechts in der Vergnügungssteuersatzung geäußert, ohne 
jedoch hierzu ein abschließendes Urteil zu fällen. 
 
Wegen der großen Streitanfälligkeit des Vergnügungssteuerrechts und der zwischenzeitlich 
vermehrt vorgetragenen Bedenken gegen ein Wahlrecht hat sich der Städte- und 
Gemeindebund dazu entschlossen, das Wahlrecht in der Vergnügungssteuer-Mustersatzung 
ersatzlos zu streichen. 
 
In Anbetracht dieser Tatsachen ist es erforderlich eine entsprechende Änderung der 
Vergnügungssteuersatzung vorzunehmen. 
 
Weiterhin ist es erforderlich den Betrag für den Stückzahlmaßstab bei Geldspielgeräten in 
Spielhallen von 230,00 € auf 165,00 € abzusenken. Das Verwaltungsgericht Köln hat bei einem 
Verfahren festgestellt, dass der von der Stadt Hennef erhobene Betrag zu hoch ist  Im 
Gegenzug ist auch der Prozentsatz bei dem Einspielergebnis auf 10 v.H. abzusenken. 
 
 
 
 
 
 
Hennef (Sieg), den 04.05.2007 
 
 
 
 
Klaus Pipke 
Bürgermeister 
 
 
Anlagen 
Vergnügungssteuersatzung 
 
 



 
 

 
Satzung über die Erhebung von Vergnügungssteuer in der Stadt Hennef 

(Vergnügungssteuersatzung) vom 21.05.2007 
 
 
 
Aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV NRW S. 666 / SGV NRW 2023) 
zuletzt geändert durch das Gesetz vom 03.05.2005 (GV NRW 2005 S. 498) und der 
§§ 1 bis 3 und § 20 Absatz b des Kommunalabgabengesetzes für das Land 
Nordrhein-Westfalen (KAG) vom 21.10.1969 (GV NRW S.712 / SGV NRW G 10), 
zuletzt geändert durch das Gesetz vom 04.05.2004 (GV NRW 2004 S. 228) hat der 
Rat der Stadt Hennef in seiner Sitzung am 11.06.2007 folgende 
Vergnügungssteuersatzung beschlossen: 
 
 
 

I. Allgemeine Bestimmungen 
 
 
 
 

§ 1 
Steuergegenstand 

 
 

Der Besteuerung unterliegen die im Gebiet der Stadt Hennef veranstalteten 
nachfolgenden Vergnügungen (Veranstaltungen) 
 
 

1. Tanzveranstaltungen gewerblicher Art 
 
2. das Halten von Spiel-, Musik-, Geschicklichkeits-, Unterhaltungs- oder 

ähnlichen Apparaten in 
 

a) Spielhallen oder ähnlichen Unternehmen 
b) Gastwirtschaften, Beherbergungsbetrieben, Vereins-, Kantinen- oder 

ähnlichen Räumen sowie an anderen für jeden zugänglichen Orten. 
 
 
Als Spielapparate gelten insbesondere auch Personalcomputer, die überwiegend 
zum individuellen Spielen oder zum gemeinsamen Spielen in Netzwerken oder über 
das Internet verwendet werden. 
 
 
 
 
 
 



 
 

§ 2 
Steuerfreie Veranstaltungen 

 
Steuerfrei sind: 
 

1. Familienfeiern, Betriebsfeiern und nicht gewerbsmäßige Veranstaltungen von 
Vereinen 

 
2. Veranstaltungen von Gewerkschaften, politischen Parteien und 

Organisationen sowie von Religionsgemeinschaften des öffentlichen Rechts 
oder ihrer Organe. 

 
3. Veranstaltungen, deren Ertrag ausschließlich oder unmittelbar zu mildtätigen 

oder gemeinnützigen Zwecken verwendet wird. 
 

 
4. das Halten von Apparaten nach § 1 Nr. 2 im Rahmen von Volksbelustigungen, 

Jahrmärkten, Kirmessen oder ähnlichen Veranstaltungen. 
 
 

§ 3 
Steuerschuldner 

 
Steuerschuldner ist der Unternehmer der Veranstaltung (Veranstalter). In den Fällen 
des § 1 Nr. 2 ist der Halter der Apparate (Aufsteller) Veranstalter. 
 
 

§ 4 
Erhebungsformen 

 
Die Steuer wird als Pauschsteuer erhoben. 
 
 

§ 5 
Erhebung nach dem Einspielergebnis bzw. der Anzahl der Apparate 

 
 

(1) Die Steuer für das Halten von Spiel-, Musik-, Geschicklichkeits-, 
Unterhaltungs- oder ähnlichen Apparaten bemisst sich bei Apparaten mit 
Gewinnmöglichkeit nach dem Einspielergebnis, bei Apparaten ohne 
Gewinnmöglichkeit nach deren Anzahl. Einspielergebnis ist der Betrag der 
elektronisch gezählten Bruttokasse. Dieser errechnet sich aus der elektronisch 
gezählten Kasse zuzüglich Röhrenentnahme (sog. Fehlbetrag), abzüglich 
Röhrenauffüllung, Falschgeld, Prüftestgeld und Fehlgeld. Für die 
Besteuerungszeiträume sind die Einspielergebnisse durch Ausdrucke 
manipulationssicherer elektronischer Zählwerke nachzuweisen und zu 
belegen. 

 
 



 
 

 
 
a. in Spielhallen oder ähnlichen Unternehmen § 1 Nr. 2 a) 
 

               Apparate mit Gewinnmöglichkeit          10 v.H. des Einspielergebnisses 
               Apparate ohne Gewinnmöglichkeit           61,00 € 
 
          b. in Gastwirtschaften und an sonstigen Orten (§ 1 Nr. 2 b) 
 
              Apparate mit Gewinnmöglichkeit         6,0 v. H. des Einspielergebnisses 
              Apparate ohne Gewinnmöglichkeit              25,00 € 
 
          c. in Spielhallen, Gastwirtschaften und an sonstigen Orten ( § 1  Nr. 2 a und b)  
              bei Apparaten, mit denen Gewalttätigkeiten gegen Menschen und/oder Tiere 
              dargestellt werden oder die die Verherrlichung oder Verharmlosung des  
              Krieges oder pornographische und die Würde des Menschen verletzende 
              Praktiken zum Gegenstand haben  300,00 € 
 
 
     (2)  Besitzt ein Apparat mehrere Spieleinrichtungen, so gilt jede dieser    

 Einrichtungen als ein Apparat. Apparate mit mehr als einer Spieleinrichtung  
 sind solche, an denen gleichzeitig zwei oder mehr Spielvorgänge ausgelöst  
 werden können. 

 
 
(2) Tritt im Laufe eines Kalendermonats an die Stelle eines Apparates ein 
      gleichartiger Apparat, so wird die Steuer für diesen Kalendermonat nur einmal    
      erhoben. 
 
 
(3) Der Halter hat die erstmalige Aufstellung eines Apparates vor dessen 
     Aufstellung, jede Änderung hinsichtlich Art und Anzahl der Apparate an einem 
     Aufstellungsort bis zum 7. Werktag des folgenden Kalendermonats schriftlich 
     anzuzeigen. Bei verspäteter Anzeige bezüglich der Entfernung eines 
     Apparates gilt als Tag der Beendigung des Haltens der Tag des 
     Anzeigeneingangs. Ein Apparateaustausch im Sinne des Abs. 3 braucht 
     nicht angezeigt zu werden. 

 
  
 

§ 5 a 
Abweichende Besteuerung 

 
 

(1) Soweit für Besteuerungszeiträume die Einspielergebnisse nicht durch 
Ausdrucke manipulationssicherer elektronischer Zählwerke nachgewiesen und 
belegt werden können, kann bei den Besteuerungstatbeständen nach § 5 eine 
Besteuerung nach der Zahl der Apparate erfolgen. 

 



 
 
 
 
(2) Im Falle des Abs. 1 beträgt die Steuer je Kalendermonat und Apparat 

 
      1   für Apparate mit Gewinnmöglichkeit 

a. in Spielhallen oder ähnlichen Unternehmen   165,00 € 
b. in Gaststätten und an sonstigen Aufstellorten    50,00 € 
 

                 2. für Apparate ohne Gewinnmöglichkeit 
                     a. in Spielhallen oder ähnlichen Unternehmen     61,00 € 

                b. in Gaststätten und an sonstigen Aufstellorten                      25,00 € 
 
 

(3) in Spielhallen, Gastwirtschaften und an sonstigen Orten ( § 1  Nr. 2 a und b)  
           bei Apparaten, mit denen Gewalttätigkeiten gegen Menschen und/oder Tiere 
           dargestellt werden oder die die Verherrlichung oder Verharmlosung des  
           Krieges oder pornographische und die Würde des Menschen verletzende 
           Praktiken zum Gegenstand haben     300,00 € 
 
 
 

§ 6 
Erhebung nach der Größe des benutzten Raumes 

 
(1) Für die Veranstaltungen nach § 1 Nr. 1 ist die Pauschsteuer nach der Größe 

der Veranstaltungsfläche zu erheben. 
 
(2) Die Pauschsteuer beträgt je Veranstaltung und je angefangene 10 

Quadratmeter Veranstaltungsfläche in geschlossenen Räumen 0,70 €. Endet 
die Veranstaltung erst am Folgetag, wird eine Veranstaltung für die 
Berechnung zu Grunde gelegt. Bei Veranstaltungen, die über 1 Uhr nachts 
hinausgehen, erhöht sich die Steuer für jede weitere angefangene Stunde um 
25 v.H. 

 
(3) Der Veranstalter ist verpflichtet, Tatsachen, die zu einer Erhöhung der 

Pauschsteuer führen, umgehend der Stadt mitzuteilen. 
 
 
 

§ 7 
Entstehung des Steueranspruchs 

 
Der Vergnügungssteueranspruch entsteht im Falle der Pauschsteuer nach § 4 mit 
Aufstellung des Apparates an den in § 1 Nr. 2 genannten Orten, ansonsten mit dem 
Abschluss der Veranstaltung. 
 
 
 
 



 
 
 

§ 8 
Festsetzung und Fälligkeit 

 
 

(1) Die Stadt Hennef ist berechtigt, bei regelmäßig wiederkehrenden 
Veranstaltungen die Pauschsteuer für einzelene Kalendervierteljahre im 
Voraus festzusetzen. In diesen Fällen ist die Steuer für das jeweilige 
Kalendervierteljahr zum 15.02., 15.05., 15.08. und 15.11. zu entrichten 

 
(2)  Die Vergnügungssteuer, die für zurückliegende Zeiträume festgesetzt wird, ist 

innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe des Steuerbescheides zu 
entrichten. 

 
(3) Bei Apparaten mit Gewinnmöglichkeit im Sinne des § 5 ist der 

Steuerschuldner verpflichtet, die Steuer selbst zu errechnen. Bis zum 15. Tag 
nach Ablauf des Kalendervierteljahres ist der Stadt Hennef eine 
Steueranmeldung nach amtlich vorgeschriebenem Vordruck einzureichen und 
die errechnete Steuer an die Stadtkasse zu entrichten. Die unbeanstandete 
Entgegennahme der Steueranmeldung gilt als Steuerfestsetzung. 

 
(4) Ein Steuerbescheid ist nur dann zu erteilen, wenn der Steuerpflichtige eine 

Steueranmeldung nicht abgibt oder die Steuerschuld abweichend von der 
Anmeldung festzusetzen ist. In diesem Fall ist die Steuer innerhalb von 14 
Tagen nach Bekanntgabe des Steuerbescheides zu entrichten. 

 
(5) Bei der Besteuerung nach den Einspielergebnissen sind den 

Steueranmeldungen nach Abs. 3 Zählwerk-Ausdrucke für den jeweiligen 
Abrechungszeitraum beizufügen, die als Angaben mindestens Geräteart, 
Gerätetyp, Gerätenummer, die fortlaufende Nummer des 
Zählwerkausdruckes, die Anzahl der entgeltpflichtigen Spiele und den 
Gesamtbetrag der aufgewendeten Geldbeträge enthalten müssen. 

 
 
 

§ 9 
Verspätungszuschlag 

 
Die Festsetzung eines Verspätungszuschlages bei Nichtabgabe oder nicht 
fristgerechter Abgabe eine Steuererklärung (Steueranmeldung) erfolgt nach der 
Vorschrift des § 152 der Abgabenordnung (AO) in der jeweils geltenden Fassung. 
 
 
 
 
 
 
 
 



 
 

§ 10 
Steuerschätzung 

 
Soweit die Stadt Hennef die Besteuerungsgrundlagen nicht ermitteln oder 
berechnen kann, kann sie sie schätzen. Es gilt § 162 Abgabenordnung (AO) in 
der jeweils geltenden Fassung. 
 
 
 
 

§ 11 
Steueraufsicht und Prüfungsvorschriften 

 
Die Stadt ist berechtigt, jederzeit zur Nachprüfung der Steueranmeldungen und 
zur Feststellung von Steuertatbeständen die Veranstaltungsräume zu betreten. 
Geschäftsunterlagen einzusehen und die Vorlage aktueller Zählwerkausdrucke zu 
verlangen. 
 
 
 

§ 12 
Ordnungswidrigkeiten 

 
Ordnungswidrig im Sinne von § 20 Abs. 2 Buchstabe b des 
Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen vom 21.10.1969, 
in der jeweils geltenden Fassung, handelt, wer als Veranstalter vorsätzlich oder 
leichtfertig folgenden Vorschriften bzw. Verpflichtungen zuwiderhandelt. 
 
1. § 5 Abs. 4 Anzeige der erstmaligen Aufstellung eines Spielapparates sowie 

Änderung (Erhöhung) des Apparatebestandes. 
 
2. § 8 Abs. 3 Einreichung der Steueranmeldung. 

 
3. § 8 Abs. 5 Einreichung der Zählwerkausdrucke 

 
 

 
§ 13 

Inkrafttreten 
 
Diese Satzung tritt rückwirkend ab  dem 01.01.2006 in Kraft.  Bestandskräftig 
gewordene Steueranmeldungen bzw. Steuerfestsetzungen nach den bisherigen 
Vorschriften werden durch die rückwirkende Neuregelung nicht berührt. 
 
 
 
 
 
 



 
 

Beschlussvorlage 

 
Amt: Kassen- und Steueramt TOP: ______

Vorl.Nr.: V/2007/0714 Anlage Nr.: ______

Datum: 07.05.2007  

 
 
Gremium Sitzung am Öffentlich / nicht öffentlich

Haupt-, Finanz- und 
Beschwerdeausschuss 

21.05.2007 öffentlich 

Rat 11.06.2007 öffentlich 
 
 
 
Tagesordnung 

 
Änderung der Hundesteuersatzung. 
 
 
Beschlussvorschlag 

 
Der Haupt-, Finanz- und Beschwerdeausschuss des Rates der Stadt Hennef empfiehlt dem Rat 
der Stadt Hennef die Satzung in der vorgelegten Form zu beschließen. 
 
 
 
 
Begründung 

 
Eine Änderung der Hundesteuersatzung ist dahin gehend erforderlich, damit der Personenkreis 
die eine Steuerermäßigung erhalten können, speziell auf den Personenkreis eingeschränkt 
werden kann, der Leistungen nach dem SGB XII erhält. 
 
 
 
 
 
Hennef (Sieg), den 07.05.2007 
 
 
 
Klaus Pipke 
Bürgermeister 
 
Anlagen 
Hundesteuersatzung 



Hundesteuersatzung der 
Stadt Hennef (Sieg) 

 
vom 21.05.2007 

 
 

Aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV NRW S. 666 / SGV NRW 2023) 
zuletzt geändert durch das Gesetz vom 03.05.2005 (GV NRW 2005 S. 498) und der 
§§ 1 bis 3 und § 20 Absatz b des Kommunalabgabengesetzes für das Land 
Nordrhein-Westfalen (KAG) vom 21.10.1969 (GV NRW S.712 / SGV NRW G 10), 
zuletzt geändert durch das Gesetz vom 04.05.2004 (GV NRW 2004 S. 228) hat der 
Rat der Stadt Hennef in seiner Sitzung am 11.06.2007 folgende Hundesteuersatzung  
beschlossen: 
 

§ 1 
 

Steuergegenstand, Steuerpflicht, Haftung 
 

(1) Gegenstand der Steuer ist das Halten von Hunden im Stadtgebiet. 
 
(2) Steuerpflichtig ist der Hundehalter. Hundehalter ist, wer einen Hund im eigenen Interesse 

oder im Interesse seines Haushaltsangehörigen in seinem Haushalt aufgenommen und 
seinen Hauptwohnsitz im Geltungsbereich dieser Satzung hat. Alle in einem Haushalt 
aufgenommenen Hunde gelten als von Ihren Haltern gemeinsam gehalten. Ein 
zugelaufener Hund gilt als aufgenommen, wenn er nicht innerhalb von zwei Wochen 
beim Ordnungsamt der Stadt Hennef (Sieg) gemeldet und bei einer von diesem 
bestimmten Stelle abgegeben wird. Halten mehrere Personen gemeinsam einen oder 
mehrere Hunde, so sind sie Gesamtschuldner. 

 
(3) Als Hundehalter gilt auch, wer einen Hund in Pflege oder Verwahrung genommen hat 

oder auf Probe oder zum Anlernen hält, wenn er nicht nachweisen kann, dass der Hund 
in einer anderen Gemeinde/Stadt der Bundesrepublik bereits versteuert wird oder von 
der Steuer befreit ist. Die Steuerpflicht tritt in jedem Fall ein, wenn die Pflege, 
Verwahrung oder die Haltung auf Probe oder zum Anlernen den Zeitraum von zwei 
Monaten überschreitet. 

 
 

§ 2 
 

Steuermaßstab und Steuersatz 
 

Die Steuer beträgt jährlich, wenn von einem Hundehalter oder mehreren Personen 
gemeinsam 
 
a) nur ein Hund gehalten wird      90,00 € 
b) zwei Hunde gehalten werden  je Hund   132,00 € 
c) drei oder mehr Hunde gehalten werden  je Hund  156,00 € 
 
Hunde, für die Steuerbefreiung nach § 3 gewährt wird, werden bei der Berechnung der 
Anzahl der Hunde nicht berücksichtigt; Hunde, für die eine Steuerermäßigung nach § 4 
gewährt wird, werden mitgezählt. 
 
 
 



§ 3 
 

Steuerbefreiung 
 

(1) Personen, die sich nicht länger als zwei Monate in der Stadt Hennef (Sieg) aufhalten, 
sind für diejenigen Hunde steuerfrei, die sie bei ihrer Ankunft besitzen, wenn sie 
nachweisen können, dass die Hunde in einer anderen Gemeinde/Stadt der 
Bundesrepublik versteuert werden oder von der Steuer befreit sind. 

 
(2) Steuerbefreiung wird auf Antrag gewährt für Hunde, die ausschließlich dem Schutz und 

der Hilfe Blinder, Tauber oder sonst hilfloser Personen dienen. Sonst hilflose Personen 
sind solche Personen, die einen Schwerbehindertenausweis (Grad der Behinderung 
mindestens 80 v.H.) und mit den Merkzeichen "B", "BL", "aG" oder "H" besitzen. 

 
(3) Weiterhin wird Steuerbefreiung auf Antrag gewährt für nicht zu Erwerbszwecken 

gehaltene Hunde, die als Gebrauchshunde ausschließlich zur Bewachung von nicht 
gewerblich gehaltenen Herden verwandt werden, in der hierfür benötigten Anzahl. 

 
(4) Steuerbefreiung wird auf Antrag gewährt für Hunde, die von ihren Haltern nachweislich 

aus dem Tierheim Troisdorf erworben wurden. Die Steuerbefreiung beginnt mit dem 1. 
des Monats, in dem der Hund übernommen wurde und gilt für die Dauer eines Jahres. 

 
 
 

§ 4 
 

Allgemeine Steuerermäßigung 
 
(1) Die Steuer ist auf Antrag auf die Hälfte des Steuersatzes nach § 2 zu ermäßigen für 
 

a) Hunde, die zur Bewachung von Gebäuden, welche von dem nächsten bewohnten 
Gebäude mehr als 200 Meter entfernt liegen, erforderlich sind, jedoch nur für 1 Hund. 

 
b) Hunde, die als Melde-, Sanitäts- oder Schutzhunde verwendet werden und die dafür 

vorgesehene Prüfung vor Leistungsprüfern eines von der Stadt anerkannten Vereins 
oder Verbandes mit Erfolg abgelegt haben; die Ablegung der Prüfung ist durch das 
Vorlegen eines Prüfungszeugnisses nachzuweisen und die Verwendung des Hundes 
in geeigneter Weise glaubhaft zu machen. 

 
Die Anerkennung des Vereins oder Verbandes erfolgt auf Antrag, wenn glaubhaft 
gemacht wird, dass die Antragstellende Vereinigung über hinreichende Sachkunde und 
Zuverlässigkeit für die Durchführung der Leistungsprüfung verfügt. 

 
(2) Für einen Hund, der zur Bewachung von landwirtschaftlichen Anwesen, welche von dem 

nächsten im Zusammenhang bebauten Ortsteil mehr als 400 Meter entfernt liegen, 
erforderlich ist, ist die Steuer auf Antrag auf ein Viertel des Steuersatzes nach § 2 zu 
ermäßigen. 

 
(3) Für Empfänger von Leistungen zum Lebensunterhalt nach dem Sozialgesetzbuch XII. 

wird die Steuer auf Antrag auf die Hälfte ermäßigt, jedoch nur für einen Hund. 
 
 
 
 
 
 



§ 5 
 

Allgemeine Voraussetzungen 
Für Steuerbefreiung und Steuerermäßigung 

 
(1) Eine Steuerbefreiung nach § 3 bzw. eine Steuerermäßigung nach § 4 wird nur gewährt, 

wenn der Hund, für den Steuervergünstigung in Anspruch genommen wird, für den 
angegebenen Verwendungszweck hinlänglich geeignet ist. 

 
(2) Der Antrag auf Steuerbefreiung oder -ermäßigung ist spätestens zwei Wochen vor 

Beginn des Monats, in dem die Steuervergünstigung wirksam werden soll, schriftlich bei 
der Stadt zu stellen. Bei verspätetem Antrag wird die Steuer für den nach Eingang des 
Antrags beginnenden Kalendermonat auch dann nach den Steuersätzen des § 2 
erhoben, wenn die Voraussetzungen für die beantragte Steuervergünstigung vorliegen. 

 
(3) Über die Steuerbefreiung oder -ermäßigung wird eine Bescheinigung ausgestellt. Diese 

gilt nur für die Halter, für die sie beantragt und bewilligt worden ist. 
 
(4) Fallen die Voraussetzungen für eine Steuerbefreiung oder -ermäßigung weg, so ist dies 

innerhalb von zwei Wochen nach dem Wegfall der Stadt schriftlich anzuzeigen. 
 
 

§ 6 
 

Beginn und Ende der Steuerpflicht 
 
(1) Die Steuerpflicht beginnt mit dem 1. des Monats, in dem der Hund aufgenommen worden 

ist. Bei Hunden, die dem Halter durch Geburt von einer von ihm gehaltenen Hündin 
zuwachsen, beginnt die Steuerpflicht mit dem 1. des Monats, in dem der Hund drei 
Monate alt geworden ist. In den Fällen des § 1 Abs. 3 Satz 2 beginnt die Steuerpflicht mit 
dem 1. des Monats, in dem der Zeitraum von zwei Monaten überschritten worden ist. 

 
(2) Die Steuerpflicht endet mit dem Ablauf des Monats, in dem der Hund veräußert oder 

sonst abgeschafft wird, abhanden kommt oder eingeht. 
 
(3) Bei Zuzug eines Hundehalters aus einer anderen Gemeinde/Stadt beginnt die 

Steuerpflicht mit dem 1. des auf den Zuzug folgenden Monats. Bei Wegzug eines 
Hundehalters aus der Stadt endet die Steuerpflicht mit Ablauf des Monats, in den der 
Wegzug fällt. 

 
 

§ 7 
 

Festsetzung und Fälligkeit der Steuer 
 

(1) Die Steuer wird für ein Kalenderjahr oder - wenn die Steuerpflicht erst während des 
Kalenderjahres beginnt - für den Rest des Kalenderjahres festgesetzt. 

 
(2) Die Steuer wird erstmalig einen Monat nach dem Zugehen des Festsetzungsbescheides 

für die zurückliegende Zeit und dann vierteljährlich am 15. Februar, 15. Mai, 15. August 
und 15. November mit einem Viertel des Jahresbetrages fällig. Sie kann für das ganze 
Jahr im Voraus entrichtet werden. 

 
 
 
 



 
(3) Wer einen bereits in einer Gemeinde/Stadt der Bundesrepublik versteuerten Hund erwirbt 

oder mit einem solchen Hund zuzieht oder wer an Stelle eines abgeschafften, abhanden 
gekommenen oder eingegangenen Hundes einen neuen Hund erwirbt, kann die 
Anrechnung der nachweislich bereits entrichteten, nicht erstatteten Steuer auf die für den 
gleichen Zeitraum zu entrichtende Steuer verlangen. 

 
 

§ 8 
 

Sicherung und Überwachung der Steuer 
 

(1) Der Hundehalter ist verpflichtet, einen Hund innerhalb von zwei Wochen nach der 
Aufnahme oder - wenn der Hund ihm durch Geburt von einer von ihm gehaltenen Hündin 
zugewachsen ist- innerhalb von zwei Wochen, nachdem der Hund drei Monate alt 
geworden ist, bei der Stadt anzumelden. In den Fällen des § 1 Abs. 3 Satz 2 muss die 
Anmeldung innerhalb von zwei Wochen nach dem Tage, an dem der Zeitraum von zwei 
Monaten überschritten worden ist, und in den Fällen des § 6 Abs. 3 Satz 1 innerhalb der 
ersten zwei Wochen des auf den Zuzug folgenden Monats erfolgen. 

 
(2) Der Hundehalter hat den Hund innerhalb von zwei Wochen, nachdem er ihn veräußert 

oder sonst abgeschafft hat, nachdem der Hund abhanden gekommen oder eingegangen 
ist oder nachdem der Halter aus der Stadt weggezogen ist, bei der Stadt abzumelden. 
Mit der Abmeldung des Hundes ist die noch vorhandene Hundesteuermarke an die Stadt 
zurückzugeben. Im Falle der Abgabe des Hundes an eine andere Person sind bei der 
Abmeldung der Name und die Anschrift dieser Person anzugeben. 

 
(3) Dem Hundehalter wird bei der Anmeldung eine Hundesteuermarke ausgehändigt oder 

mit dem Steuerbescheid oder mit der Bescheinigung über die Steuerbefreiung für den 
Hund übersandt. Der Hundehalter darf Hunde außerhalb seiner Wohnung oder seines 
umfriedeten Grundbesitzes nur mit der sichtbar befestigten gültigen Steuermarke 
umherlaufen lassen. Der Hundehalter ist verpflichtet, den Beauftragten der Stadt die 
gültige Steuermarke auf Verlangen vorzuzeigen. Bis zur Übersendung einer neuen 
Steuermarke ist die bisherige Steuermarke zu befestigen oder vorzuzeigen. Andere 
Gegenstände, die der Steuermarke ähnlich sehen, dürfen dem Hund nicht angelegt 
werden. Bei Verlust der gültigen Steuermarke wird dem Hundehalter auf Antrag eine 
neue Steuermarke gegen Ersatz der Kosten ausgehändigt. 

 
(4) Grundstückseigentümer, Haushaltungsvorstände und deren Stellvertreter sind 

verpflichtet, den Beauftragten der Stadt auf Nachfrage über die auf dem Grundstück, im 
Haushalt oder Betrieb gehaltenen Hunde und deren Halter wahrheitsgemäß Auskunft zu 
erteilen (§ 12 Abs. 1 Nr. 3a KAG NW in Verbindung mit § 93 AO). Zur wahrheitsgemäßen 
Auskunftserteilung ist auch der Hundehalter verpflichtet. 

 
(5) Bei Durchführung von Hundebestandsaufnahmen sind die Grundstückseigentümer, 

Haushaltungsvorstände sowie deren Stellvertreter zur wahrheitsgemäßen Ausfüllung der 
ihnen vom Steueramt übersandten Nachweisungen innerhalb der vorgeschriebenen 
Fristen verpflichtet (§ 12 Abs. 1 Nr. 3a KAG NW in Verbindung mit § 93 AO). Durch das 
Ausfüllen der Nachweisungen wird die Verpflichtung zur An- und Abmeldung nach den 
Absätzen 1 und 2 nicht berührt. 

 
 
 

 
 
 



§ 9 
 

Ordnungswidrigkeiten 
 

Ordnungswidrig im Sinne des § 20 Abs. 2 Buchst. b) des Kommunalabgabengesetzes für 
das Land Nordrhein-Westfalen (KAG) vom 21. Oktober 1969 (GV NW S. 712), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 18. Dezember 1996 (GV NW S. 586) handelt, wer vorsätzlich 
oder leichtfertig 
 
1. als Hundehalter entgegen § 5 Abs. 4 den Wegfall der Voraussetzungen für eine 

Steuervergünstigung nicht rechtzeitig anzeigt, 
 
2. als Hundehalter entgegen § 8 Abs. 1 einen Hund nicht oder nicht rechtzeitig anmeldet, 
 
3. als Hundehalter entgegen § 8 Abs. 2 einen Hund nicht oder nicht rechtzeitig abmeldet, 
 
4. als Hundehalter entgegen § 8 Abs. 3 einen Hund außerhalb der Wohnung oder seines 

umfriedeten Grundbesitzes ohne sichtbar befestigte gültige Steuermarke umherlaufen 
lässt, die Steuermarke auf Verlangen des Beauftragten der Stadt nicht vorzeigt oder dem 
Hund andere Gegenstände, die der Steuermarke ähnlich sehen, anlegt, 

 
5. als Grundstückseigentümer, Haushaltsvorstand oder deren Stellvertreter sowie als 

Hundehalter entgegen § 8 Abs. 4 nicht wahrheitsgemäß Auskunft erteilt, 
 
6. als Grundstückseigentümer, Haushaltsvorstand oder deren Stellvertreter entgegen § 8 

Abs. 5 die vom Steueramt übersandten Nachweisungen nicht wahrheitsgemäß oder nicht 
fristgemäß ausfüllt. 

 
 
 

§ 10 
 

Inkrafttreten 
 

Diese Satzung tritt an dem nächsten Ersten des Monats in Kraft, der auf die 
Bekanntmachung folgt. Gleichzeitig tritt die Hundesteuersatzung der Stadt Hennef (Sieg) 
vom 13.12.2004 außer Kraft. 
 
 



 
 

Beschlussvorlage 

 
Amt: Schulverwaltungs-, Kultur- und Sportamt TOP: ______

Vorl.Nr.: V/2007/0703 Anlage Nr.: ______

Datum: 02.05.2007  

 
 
Gremium Sitzung am Öffentlich / nicht öffentlich

Ausschuss für Schule, Kultur und 
Städtepartnerschaften 

15.05.2007 öffentlich 

Rat 11.06.2007 öffentlich 
 
 
Tagesordnung 

 
Satzung über die Erhebung von Elternbeiträgen für die Teilnahme von Schülerinnen und 
Schülern an der Offenen Ganztagsschule an Grundschulen und der Förderschule mit dem 
Förderschwerpunkt Lernen in Trägerschaft der Stadt Hennef vom 21.02.2005; 
2. Änderungssatzung  - Änderung der Rechtsgrundlage - 
 
 
Beschlussvorschlag 

 
Der Ausschuss für Schule, Kultur und Städtepartnerschaften empfiehlt dem Rat der Stadt 
Hennef (Sieg), die beigefügte 2. Änderungssatzung zur Satzung über die Erhebung von 
Elternbeiträgen für die Teilnahme von Schülerinnen und Schülern an der Offenen 
Ganztagsschule an Grundschulen und der Förderschule mit dem Förderschwerpunkt Lernen in 
Trägerschaft der Stadt Hennef zu beschließen. 
 
 
Begründung 

 
Das Gesetz über Tageseinrichtungen für Kinder NRW (GTK NRW) wurde zum 01.08.2006 
geändert. In § 10 Abs. 5 GTK wurde die bisher fehlende spezialgesetzliche 
Ermächtigungsgrundlage für die Erhebung und Sozialstaffelung von Elternbeiträgen für die 
Teilnahme an der Offenen Ganztagsschule geschaffen. Darüber hinaus wurde § 17 GTK NRW 
dahingehend geändert, dass die örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe ab 01.08.2006 
eigenverantwortlich Elternbeiträge für den Besuch von Tageseinrichtungen für Kinder erheben 
können. Entsprechend wurden die bisherigen Regelungen zur Beitragspflicht und zum 
Einkommensbegriff in § 17 GTK NRW ersatzlos gestrichen. 
 
Die derzeit gültige OGS-Elternbeitragssatzung verweist hinsichtlich der Berechnung des 
Elterneinkommens auf die Bestimmungen des GTK NRW. Dieser Verweis reicht nach der 
Gesetzesänderung nicht mehr aus, vielmehr sind die Regelungen zur Berechnung des 
Elterneinkommens in der Satzung aufzuführen. 
 



Der beigefügte Satzungsentwurf nennt die neue Ermächtigungsgrundlage und übernimmt 
inhaltlich die bisherigen Regelungen des GTK. In der Satzung der Stadt Hennef über die 
Erhebung und Festsetzung von Elternbeiträgen für den Besuch von Tageseinrichtungen für 
Kinder vom 12.06.2006 wurden inhaltlich ebenfalls die bisherigen Regelungen des GTK 
übernommen. 
 
 
Auswirkungen auf den Haushalt 

 
 Keine Auswirkungen 

 
 
 
Hennef (Sieg), den 02.05.2007 
In Vertretung 
 
 
 
Meyer 
Erster Beigeordneter 
 
 
Anlagen 
- 2. Änderungssatzung 
 
 



1 
 
 
 
C:\DOKUME~1\frey\LOKALE~1\Temp\somacos\00025029.doc 

 
 
 

2. Änderungssatzung  
zur  

Satzung  
über die Erhebung von Elternbeiträgen für die Teilnahme von Schülerinnen 

und Schülern an der Offenen Ganztagsschule an Grundschulen und der 
Förderschule mit dem Förderschwerpunkt Lernen  
in Trägerschaft der Stadt Hennef vom 21.02.2005 

 
 
vom (Datum der Unterzeichnung der Bekanntmachungsanordnung der 
Änderungssatzung) 
 
 
Der Rat der Stadt Hennef (Sieg) hat in seiner Sitzung am 11.06.2007 aufgrund des § 7 der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV NW S. 666/SGV NW 2023), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 03.02.2004 (GV NRW S. 96) und des § 10 Abs. 5 des Gesetzes über 
Tageseinrichtungen für Kinder (GTK NRW) vom 29.10.1991 (GV. NRW: S. 380) in der bei 
Erlass dieser Satzung geltenden Fassung in Verbindung mit § 6 des 
Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG NW) vom 21.10.1969 
(GV NW S. 712/SGV.NW 610), zuletzt geändert durch Art. 74 des Gesetzes zur Anpassung 
des Landesrechts an den Euro in Nordrhein-Westfalen (EuroAnpG NRW) vom 25.09.2001 
(GV NW S. 708ff.), folgende Änderungssatzung zur Satzung über die Erhebung von 
Elternbeiträgen für die Teilnahme von Schülerinnen und Schülern an der Offenen 
Ganztagsschule an Grundschulen und der Förderschule mit dem Förderschwerpunkt Lernen 
in Trägerschaft der Stadt Hennef vom 21.02.2005 beschlossen: 

 
 

 
1. In § 3 Abs. 1 werden in Satz 1 vor dem Wort Elternbeiträge die Zusätze „monatliche 
öffentlich-rechtliche“ hinzugefügt. 

 
 

2. In § 3 Abs.1 werden nach Satz 1 folgende Sätze hinzugefügt: 
Beitragspflichtig sind die Eltern oder diesen gleichgestellte Personen, mit denen das  
Kind zusammenlebt. Lebt das Kind nur mit einem Elternteil zusammen, so tritt dieser an 
die Stelle der Eltern bzw. der den Eltern gleichgestellten Personen. Wird bei 
Vollzeitpflege nach § 33 SGB VIII den Pflegeeltern ein Freibetrag nach § 32 
Einkommensteuergesetz gewährt oder Kindergeld gezahlt, treten die Personen, die diese 
Leistungen erhalten, an die Stelle der Eltern. Mehrere Beitragspflichtige haften als 
Gesamtschuldner. 
 
 
3. § 4 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 
Die Beitragspflichtigen haben zur Berechnung des Elternbeitrages schriftlich Angaben 
zum Einkommen einschließlich der erforderlichen Nachweise vorzulegen. Ohne diese 
Angaben zur Einkommenshöhe oder ohne den geforderten Nachweis ist der höchste 
Elternbeitrag zu leisten. 
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4. § 4 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 
Die Beitragspflichtigen werden entsprechend ihrer wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit 
herangezogen. Die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit bemisst sich nach dem 
Jahreseinkommen der Zahlungspflichtigen nach § 3 Abs. 1 und des betreuten Kindes. 
Einkommen im Sinne dieser Vorschrift ist die Summe der positiven Einkünfte der 
Zahlungspflichtigen  im Sinne des § 2 Abs. 1 und 2 des Einkommensteuergesetzes. Ein 
Ausgleich mit Verlusten aus anderen Einkunftsarten und mit Verlusten des zusammen 
veranlagten Ehegatten ist nicht zulässig. Als Einkommen gelten auch steuerfreie 
Einkünfte, Unterhaltsleistungen sowie die zur Deckung des Lebensunterhaltes 
bestimmten öffentlichen Leistungen. Das Kindergeld  nach dem Bundeskindergeldgesetz 
und entsprechenden Vorschriften ist kein anzurechnendes Einkommen. 
Bezieht ein Elternteil Einkünfte aus einem Beschäftigungsverhältnis oder aufgrund der 
Ausübung eines Mandats und steht ihm aufgrund dessen für den Fall des Ausscheidens 
eine lebenslängliche Versorgung oder an deren Stelle eine Abfindung zu oder ist er in der 
gesetzlichen  Rentenversicherung nachzuversichern, dann ist dem nach diesem Absatz 
ermittelten Einkommen ein Betrag von 10 v. H. der Einkünfte aus diesem 
Beschäftigungsverhältnis oder aufgrund der Ausübung des Mandats hinzuzurechnen. 
Für das dritte und jedes weitere im Haushalt lebende Kind sind die nach § 32 Abs. 6 
Einkommensteuergesetz zu gewährenden Freibeträge von dem nach diesem Absatz 
ermittelten Einkommen abzuziehen. 
Maßgebend ist das Einkommen in dem dem Schuljahr vorangegangenen Kalenderjahr. 
Abweichend hiervon ist das tatsächliche Jahreseinkommen zugrunde zu legen, wenn es 
voraussichtlich auf Dauer höher oder niedriger ist als das Einkommen des 
vorangegangenen Kalenderjahres. Der Elternbeitrag ist im Fall einer solchen Änderung 
für dieses Kalenderjahr neu festzusetzen. Dabei erfolgt zunächst eine vorläufige 
Festsetzung, für die das Einkommen des Jahres geschätzt wird. Nach Vorlage der 
gesamten Einkommensnachweise für das Jahr wird der Beitrag dann endgültig 
festgesetzt. Änderungen der Einkommensverhältnisse, die zur Zugrundelegung einer 
anderen Einkommensgruppe führen können, sind von den Zahlungspflichtigen 
unverzüglich anzugeben. Werden sie verspätet angegeben, entscheidet die Verwaltung 
nach pflichtgemäßem Ermessen über eine rückwirkende Beitragsreduzierung; 
Beitragserhöhungen werden in der Regel rückwirkend vorgenommen. 
 

. 
 

5. Diese Satzung tritt am Tag nach der öffentlichen Bekanntmachung in Kraft. 
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Die vorstehende Änderungssatzung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustandekommen 
dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend 
gemacht werden kann, es sei denn, 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes 
Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt, 

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Beschluss über die Satzung vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt vorher gerügt und dabei 

die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel 
ergibt. 

 
Hennef, den 
 
 
 
 
Pipke 
Bürgermeister 



 
 

Beschlussvorlage 

 
Amt: Amt für Stadtplanung TOP: ______

Vorl.Nr.: V/2007/0686 Anlage Nr.: ______

Datum: 21.05.2007  

 
 
Gremium Sitzung am Öffentlich / nicht öffentlich

Ausschuss für Stadtgestaltung und 
Planung 

05.06.2007 öffentlich 

Rat 11.06.2007 öffentlich 
 
 
 
Tagesordnung 

 
Bebauungsplan Nr. 01.14/1A  Rainer - C.-Horstmann Weg 
 
1. Beratung und Beschluss der eingegangene Stellungnahmen im Rahmen der erneuten,          
eingeschränkten Beteiligung der Öffentlichkeit und der Behörden und sonstiger Träger          
öffentlicher Belange gem. § 3 Abs.2, 4 Abs.2 und §4a Abs.3 Baugestzbuch (BauBG)     
(Empfehlung an den Stadtrat) 
 
2. Satzungsbeschluss (Empfehlung an den Stadtrat) 
 
 
Beschlussvorschlag 

 
Der Ausschuss für Stadtgestaltung und Planung des Rates der Stadt Hennef (Sieg) empfiehlt, 
der Stadtrat möge beschließen: 
 
 

1. Beratung und Beschluss über die eingegangenen Stellungnahmen im Rahmen der 
erneuten, eingeschränkten Beteiligung der Beteiligung der Öffentlichkeit und der 
Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange gem. §§ 3 Abs. 2 , 4 Abs.2 
und 4a Abs.3 BauGB      

 
 
T1. Rheinisches Amt für Bodendenkmalpflege 
 
 Stellungnahme: 

 Bei Auftreten archäologischer Bodenfunde ist die Gemeinde als Untere 
Denkmalbehörde oder das Rheinische Amt für Bodendenkmalpflege unverzüglich zu 
informieren. 
 
 



Abwägung: 
Dieser Hinweis wurde bereits unter dem Punkt Hinweise der textlichen Festsetzungen 
aufgenommen. 
 
 

T2. RSAG 
mit Schreiben vom 09.02.2007 
 
Stellungnahme: 
Die Erschließung der Straßen, Wohnwege, Wendekreise und Wendehämmer ist so 
anzulegen, dass eine reibungslose Müll- und Sperrgutabfuhr gewährleistet ist. 
 
Abwägung: 
Mit Schreiben vom 03.08.2005, in Zuge der frühzeitigen Beteiligung der Träger 
öffentlicher Belange, gem. §4(1) BauGB wurde von der RSAG in einem Schreiben 
gleichen Inhalts auf die Gewährleistung einer reibungslosen Müll- und Sperrgutabfuhr 
hingewiesen. Dies wurde bei der Planung berücksichtigt. 

 
 

T3. Deutsche Telecom AG 
 mit Schreiben vom 28.02.2007 
  
 Stellungnahme: 

Es wird darauf hingewiesen, dass die telekommunikationstechnische Versorgung  von 
der Frankfurter Straße aus erfolgt. Ein erhöhter Anschlussbedarf ist der Deutschen 
Telekom AG frühzeitig mitzuteilen.  
 
Abwägung: 

 Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
2. Gemäß §10 Abs.1 BauGB in der Fassung und Bekanntmachung vom 27.08.1997 

(BGBI. I.S. 2141 (neu gefasst durch Bekanntmachung durch Bekanntmachung 
vom 23.09 2004 (BGBI.I.S. 2414), zuletzt  geändert durch Art.1 des Gesetzes vom 
21.12.2006 (BGBI. I.S, 3316), und § 7 der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen (GO NW) in der Fassung der Bekanntmachung von 
14.07.1994 (GV.NRW S.666/SGV.NW 2023), zuletzt geändert durch Art. II des 
Gesetzes vom 03.02.2004 (GV NRW. S.96) wird der Bebauungsplan Nr. 01.14/1A  - 
Rainer-C.-Horstmann –Weg – mit seinen textlichen  Festsetzungen, der 
Begründung, dem Umweltbericht und der Anlagen als Satzung beschlossen. 
 

 
 
Begründung 

 
Verfahren 
 
In der Sitzung des Ausschusses für Stadtgestaltung und Planung am 25.02.2004 wurde der 
Antrag auf Einleitung eines vorhabenbezogenen Bebauungsplans Nr. V 01.14 A Horstmannsteg 
/ Frankfurter Straße durch die Bauherrengemeinschaft Decker/Finger beschlossen. 
 
Dieser Beschluss wurde mit Sitzung vom 23.06.2005 aufgehoben, mit der Begründung, dass 
mit dem vorhabenbezogenen Bebauungsplan Festsetzungen getroffen würden, die rechtlich 



nicht zulässig sind. Der damals vorgelegte Bebauungsplan mit den vorgesehen Festsetzungen 
hatte Auswirkungen auf die Nachbargrundstücke, die sich mit dem Abwägungsgebot nicht 
vereinbaren ließen. 
In gleicher Sitzung wurde die Teilung des Bebauungsplans in die Geltungsbereiche  

- Bebauungsplan Nr. 01/14/1A Hennef (Sieg) –Rainer-C.- Horstmann-Weg und 
- Bebauungsplan Nr. 01/14/1B Hennef (Sieg) –Hanfbach/Frankfurter Straße/Siegufer 

 
beschlossen. 
 
Gleichzeitig wurde der Bebauungsplan-Vorentwurf, die frühzeitige Beteiligung der Träger 
öffentlicher Belange und die frühzeitige Bürgerbeteiligung des Bebauungsplans Rainer-C.-
Horstmann-Weg beschlossen. 
 
Für diesen Geltungsbereich bestanden konkrete Bauabsichten, die aber nicht im Rahmen eines 
vorhabenbezogenen Bebauugsplans umgesetzt werden konnten. Da hier kurzfristig eine 
geordnete städtebauliche Entwicklung angestrebt war, wurde der Geltungsbereich verkleinert. 
 
Die frühzeitige Bürgerbeteiligung wurde im Zeitraum vom 07.07. bis 29.07.2005 durchgeführt. 
 
Zu den Stellungnahmen aus der Behördenbeteiligung wurde jeweils im Beschlussvorschlag ein 
Abwägungsvorschlag formuliert. Es ergaben sich hier keine Änderungen des städtebaulichen 
Konzepts, der Entwurf wurde lediglich hinsichtlich der Anregungen präzisiert und einige 
Hinweise eingearbeitet. 
 
Mit Sitzung vom 23.08.2006 wurden die eingegangenen Stellungnahmen beschlossen und die 
öffentliche Auslegung  beschlossen. 
 
Die öffentliche Auslegung fand in der Zeit vom 05.10 bis 06.11.2006. 
 
Der Beschluss der eingegangenen Stellungnahmen erfolgte in der Sitzung am 24.01.2007 
zusammen mit dem Beschluss der erneuten öffentlichen  Auslegung.   
 
Aufgrund der Stellungnahme des Staatlichen Umweltamtes (Gewässerbau/ 
Gewässerunterhaltung) wurde der Geltungsbereich des Bebauungsplans verkleinert um den 
Bereich des festgesetzten Überschwemmungsgebiets. 
 
Die erneute, eingeschränkte öffentliche Auslegung fand vom 15.02. bis 16.03.2007 statt. 
 
Der Abwägungsvorschlag zu den Stellungnahmen aus der erneuten Offenlage gem. § 4a (3) 
BauBG soll nun in der Sitzung des Ausschusses für Stadtgestaltung und Planung  dem Rat der 
Stadt Hennef zum Beschluss empfohlen werden. 
 
Aus der erneuten Offenlage ergeben sich keine Änderungen in Planzeichnung, Begründung 
und Umweltbericht. 
 
 
 
 
Auswirkungen auf den Haushalt 

 
 Keine Auswirkungen  Kosten der Maßnahme 

Sachkosten:      € 
 Jährliche Folgekosten Personalkosten:        € 

 



Bei planungsrelevanten Vorhaben 

 
Der Inhalt des Beschlussvorschlages stimmt mit den Aussagen / Vorgaben 

   

des Flächennutzungsplanes  überein  nicht überein (siehe Anl.Nr.      ) 

der Jugendhilfeplanung  überein  nicht überein (siehe Anl.Nr.      ) 

 
Mitzeichnung: 
 
Name:  Paraphe:  Name:  Paraphe: 
 
 

           

      
 

           

      
 

           

 
 
 
 
 
Hennef (Sieg), den 21.05.2007 
In Vertretung 
 
 
 
Fabian Schmidt 
Technischer Beigeordneter 
 
 
 
Anlagen: 

- Übersicht der eingegangen Stellungnahmen zur erneuten, eingeschränkten 
öffentlichen Auslegung 

- Niederschrift  der Beschlussfassung des Ausschusses für Stadtgestaltung und 
Planung vom 24.01.2007 

 
 



 
 
 

 
 
 
Auszug aus der Niederschrift 
 
 
Der Ausschuss für Stadtgestaltung und Planung der Stadt Hennef hat in seiner 
Sitzung am 24.01.2007 folgenden Beschluss gefasst: 
 
 
 
TOP Beratungsgegenstand 

 2.3 Bebauungsplan Nr.01.14/1A  Rainer-C.-Horstmann-Weg 
1. Beschluss über die eingegangenen Stellungnahmen im Rahmen 
der Beteiligung der Öffentlichkeit und der Behörden und sonstigen 
Trägern öffentlicher Belange gem. §3 (2) und 4 (2) BauGB 
2. Beschluss zur Änderung des Geltungsbereichs 
3.  Beschluss der erneuten öffentlichen Auslegung 

 

  
  

 Der Technische Beigeordnete stellte den Sachverhalt vor und beantwortete 
Fragen seitens der Ausschussmitglieder 
 
Der Ausschuss für Stadtgestaltung und Planung des Rates der Stadt Hennef 
beschloss mehrheitlich bei insgesamt 12 Ja-Stimmen aus den Reihen der 
CDU-Fraktion und der FDP-Fraktion sowie 7 Nein-Stimmen aus den Reihen 
der SPD-Fraktion, der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen sowie der Fraktion 
die Unabhängigen: 
 
1.   Der Abwägung zu den eingegangenen Anregungen aus der 

Beteiligung der Öffentlichkeit und der Behörden und sonstigen 
Trägern öffentlicher Belange  gem. §§3 Abs.2 und 4 Abs.2 BauGB 
wird zugestimmt: 

 
Zu T1. Staatliches Umweltamt Köln 
 Gewässerausbau Gewässerunterhaltung 
 Mit E-Mail vom 28.09.2006 
 

Es wird darauf hingewiesen, dass der Geltungsbereich des 
Bebauungsplans weiterhin ein festgesetztes Überschwemmungsgebiet 
beinhaltet. Demnach steht die Ausweisung bzw. Änderung des 
Bebauungsplans unter Genehmigungsvorbehalt gem. §113 Abs. 1 Nr. 7 
Landeswassergesetz i.V.m. § 31b Abs.4 Wasserhaushaltsgesetz. 
 
Überschwemmungsgebiete sind Gebiete zwischen oberirdischen 
Gewässern und Deichen oder Hochufern, die bei Hochwasser 
überschwemmt oder durchflossen oder für Hochwasserentlastung oder 
Rückhaltung beansprucht werden. 
 
Gem. § 113 Abs.1 Nr.7 LWG ist auf diesen Flächen das Ausweisen von 



 
 
 

Baugebieten in einem Verfahren nach dem Baugesetzbuch einschließlich 
deren Änderung verboten. 
Im Bebauungsplan wurde diese Fläche gem. §9 Abs.6 BauGB lediglich 
nachrichtlich als Überschwemmungsfläche übernommen, und nicht als 
Baugebiet ausgewiesen. 
Für Übernahme dieser Fläche in den Geltungsbereichs beinhaltet, dass bei 
allen Maßnahmen die Genehmigung der zuständigen Behörden eingeholt 
werden muss, was zu Zeitverlusten im jedem Verfahren führt. 
 
Der Stellungnahme das Gebiet aus dem Geltungsbereich des 
Bebauungsplans zu nehmen, wird entsprochen. 

 
Zu T2. Wehrbereichsverwaltung West 
 Schreiben vom 13.10.2006 
 

Es wurde darauf hingewiesen, dass unter Punkt VII Hinweise Nr. 8 der 
Textlichen Festsetzungen unter bestimmten Bedingungen die Beteiligung 
der zivilen und militärischen Luftfahrtbehörden notwendig sei. Die 
Wehrbereichverwaltung ist lediglich als militärische Luftfahrtbehörde tätig. 
Auf die Abwägung zur Stellungnahme vom 14.07.2005 wird verwiesen. 
Der Stellungnahme wird entsprochen. 

Zu T3. Bezirksregierung Düsseldorf, Kampfmittelbeseitigung 
 Schreiben vom 06.11.2006 
 

Nach Überprüfung des Geltungsbereichs kann die Bezirksregierung das 
Vorhandensein  von Kampfmitteln nicht gänzlich ausschließen. 
 
Die Hinweise wurden unter Punkt VII, Hinweise, Nr.9 der textlichen 
Festsetzungen übernommen und das Amt für Bauordnung und Untere 
Denkmalbehörde wurde informiert. 
Der Stellungnahme wird entsprochen. 

 
 

2. Der Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 01.14/1A Rainer-C.-
Horstmann-Weg wird gemäß dem Entwurf geringfügig geändert. 

 
3. Gem. §§3 Abs.2 und $ Abs.2 i.V.m. § 4a Abs. 3 BauGB wird der 

Bebauungsplan und die Begründung hierzu,  erneut für die 
geänderten Teilbereiche öffentlich ausgelegt. 

 
  
 Abstimmungsergebnis: mehrheitlich 
  
 
 
Hennef, den 09.07.2007 
 
 
Sonja Trimborn 
Schriftführerin 
 



 
 
 

 



 
 
 

 
 



ERNEUTE  ÖFFENTLICHE  AUSLEGUNG GEM. § 4 A ABS. 3 
BAUGB 
 
Anregungen 
 
⊗   § 4(2) BauGB    ⊗   §3(2) BauGB 
 
Bebauungsplan Nr.01.14/1A Hennef (Sieg)  
 
Ausschuss: Stadtgestaltung und Planung           
Datum: 21.05.2007 
 

Eingang Absender B / T /  + / - 
05.03.2007 RWE T  + 
08.03.2007 Rheinisches Amt für 

Bodendenkmalpflege 
T  + 

08.02.2007 Rhenag T + 
09.02.2007 RSAG T + 
12.02.2007 Rhein-Sieg-Kreis T + 
14.02.2007 Wehrbereichsverwaltung West T + 
22.02.2007 Kreispolizeibehörde Rhein-Sieg-Kreis T  + 
28.20.2007 Deutsche Telekom AG, T-Com T + 
    
     
    
 intern   
22.02.2007 63  + 
08.02.2007 51  + 
26.02.2007 66  + 
    
    
 



 
 

Beschlussvorlage 

 
Amt: Finanzsteuerung TOP: ______

Vorl.Nr.: V/2007/0687 Anlage Nr.: ______

Datum: 13.04.2007  

 
 
Gremium Sitzung am Öffentlich / nicht öffentlich

Rat  11.06.2007 öffentlich 
 
 
 
Tagesordnung 

 
 
Jahresrechnung 2006 
 
 
Beschlussvorschlag 

 
 
Die Jahresrechnung wird zur Prüfung nach § 94 Abs. 1 GO an den 
Rechnungsprüfungsausschuss verwiesen. 
 
 
Begründung 

 
 
Gemäß § 93 Abs. 2 GO ist die vom Kämmerer aufgestellte und vom Bürgermeister festgestellte 
Jahresrechnung durch den Bürgermeister dem Rat zuzuleiten. 
 
Gemäß § 94 Abs. 1 GO beschließt der Rat über die vom Rechnungsprüfungsausschuss 
geprüfte Jahresrechnung und entscheidet zugleich über die Entlastung des Bürgermeisters. 
 
Die Jahresrechnung 2006 ist somit zunächst an den Rechnungsprüfungsausschuss zur Prüfung 
zu verweisen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 
 
Auswirkungen auf den Haushalt 

 
 Keine Auswirkungen  Kosten der Maßnahme 

Sachkosten:      € 
 Jährliche Folgekosten Personalkosten:        € 

 Maßnahme zuschussfähig 
Höhe des Zuschusses       € 
       % 

HAR:       €  Ausreichende Haushaltsmittel vorhanden, 
 
     Haushaltsstelle:       Lfd. Mittel:       € 

  Bewilligung außer- oder überplanmäßiger 
      Ausgaben erforderlich Betrag:       € 

 Kreditaufnahme erforderlich  Betrag:       € 

 Einsparungen Betrag       € 

 Jährliche Folgeeinnahmen Art:       

 Höhe:       € 

 Bemerkungen  

      

 
Bei planungsrelevanten Vorhaben 

 
Der Inhalt des Beschlussvorschlages stimmt mit den Aussagen / Vorgaben 

   

des Flächennutzungsplanes  überein  nicht überein (siehe Anl.Nr.      ) 

der Jugendhilfeplanung  überein  nicht überein (siehe Anl.Nr.      ) 

 
Mitzeichnung: 
 
Name:  Paraphe:  Name:  Paraphe: 
      
 

           

      
 

           

      
 

           

 
 
 
Hennef (Sieg), den 13.04.2007 
 
 
 
 
Klaus Pipke 
Bürgermeister 



 
 

Beschlussvorlage 

 
Amt: Ordnungsverwaltung und Bürgerzentrum TOP: ______

Vorl.Nr.: V/2007/0739 Anlage Nr.: ______

Datum: 24.05.2007  

 
 
Gremium Sitzung am Öffentlich / nicht öffentlich

Rat 11.06.2007 öffentlich 
 
Tagesordnung 

 
Sicherungszaun am Lipgenshof;  
Antrag der Fraktion "Die Unabhängigen" vom 16.05.2007 
 
Beschlussvorschlag 

 
Der Antrag der Fraktion "Die Unabhängigen" wird abgelehnt. 
 
Begründung 

 
Das Gelände zwischen Bahnkörper und öffentlichem Parkplatz war insbesondere durch 
Brombeersträucher verwildert und teilweise "vermüllt".  Es gab "Trampelpfade" zu den Gleisen.  
 
Die Fläche wurde Ende 2006 in die städt. Pflege übernommen, Anfang Februar 2007 wurden 
die Brombeersträucher durch den Baubetriebshof entfernt.  
 
Die Anzeige des Bürgers gegen Mitarbeiter der Stadt Hennef wegen Entfernung des 
Lärmschutzes, unterlassener Verkehrssicherung und möglicher Gefährdung von Menschen 
wurde durch das Ordnungsamt an die DB Netz AG und durch die Polizei an die 
Staatsanwaltschaft weitergeleitet.  
 
Die Antwort der DB Netz AG ist – auch im Hinblick auf die dortige rechtliche Würdigung – 
anliegend beigefügt.  
 
Die Staatsanwaltschaft wertete die Anzeige als Beschwerde gegen städt. Mitarbeiter, sah 
keinen Anfangsverdacht und stellte daher das Verfahren ein. 
 
Die Dienstaufsichtsbeschwerde beim Bürgermeister wurde zurückgewiesen.  
 
Die Stadtverwaltung sieht keine rechtliche Verpflichtung zur Übernahme der Kosten.  
 
 
 
 
Klaus Pipke 















 
 

Mitteilung 

 
Amt: Finanzsteuerung TOP: ______

Vorl.Nr.: M/2006/0060/1 Anlage Nr.: ______

Datum: 25.05.2007  

 
 
Gremium Sitzung am Öffentlich / nicht öffentlich

Rat 11.06.2007 öffentlich 
 
 
 
Tagesordnung 

 
Aufstellung der über- und außerplanmäßigen Ausgaben,  
die in der Zeit vom 01.01.2006 bis 30.04.2007 geleistet wurden. 
 
Mitteilungstext 

 
Der Rat der Stadt Hennef erhält die beigefügte Mitteilung der Verwaltung zur Kenntnisnahme. 
 
 
 
 
 
Hennef (Sieg), den 30.05.2007 
 
 
 
 
Klaus Pipke 
Bürgermeister 



















































 
 

Anfrage 

 
Amt: Finanzsteuerung TOP: ______

Vorl.Nr.: F/2007/0076 Anlage Nr.: ______

Datum: 05.06.2007  

 
 
Gremium Sitzung am Öffentlich / nicht öffentlich

Rat 11.06.2007 öffentlich 
 
 
 
Tagesordnung 

 
Finanzsituation der Stadt Hennef; Anfrage der Fraktion "Die Unabhängigen" vom 15.05.2007 
 
 
Anfragentext 

 
Antworten der Finanzsteuerung (Amt 20) zur Anfrage der Fraktion “Die Unabhängigen“ vom 
15.05.2007 (siehe Anlage). 
 
 
zu 1.  Die Genehmigungsverfügung des Rhein-Sieg-Kreises zum Haushalt 2007 wird von Ihnen 

falsch interpretiert.  
Im Haushalt 2005 wurden keine Mittel unrechtmäßig aus dem Vermögenshaushalt in den 
Verwaltungshaushalt zurückgeführt. Der Überschuss von 309.000 € im Vermögenshaus-
halt hat sich zur damaligen Zeit erst im Rahmen der Abschlussarbeiten ergeben. Die Auf-
nahme der Kreditermächtigung war Mitte des Jahres erfolgt und zu diesem Zeitpunkt er-
forderlich. Die Im Jahresabschluss 2005 der allgemeinen Rücklage zugeführten Mittel 
wurden im Haushalt 2007 kreditmindernd wieder in Ansatz gebracht. 
Der Überschuss im Vermögenshaushalt 2006 betrug 620.293 € und ist auf gleiche Weise 
entstanden wie zuvor beschrieben. Auch dieser Betrag wird in 2007 oder für folgende Jah-
re kreditmindernd eingesetzt werden. 

 
zu 2. Das geplante Haushaltsdefizit für 2006 lautete über 8.776.000 €. Dieser Betrag setzte sich 

zusammen aus dem Altfehlbetrag aus 2004 in Höhe von 3.086.000 € sowie dem jahres-
bezogenen Fehlbedarf von 5.690.000 €.  
Dieses bedeutete, dass der gesamte Fehlbedarf, da entsprechende Haushaltseinnahmen 
fehlten, über Kassenkredite finanziert werden musste. Eine Verschlechterung des Kas-
senbestandes war somit vorprogrammiert.  
Aufgrund des erfreulich verlaufenden Haushaltsjahres 2006 wurde aber im Jahresab-
schluss ein um rd. 2 Mio. € geringerer Fehlbetrag erreicht. In dieser Höhe wurden die 
noch auszugleichenden Altfehlbeträge reduziert. 
 

- 2 - 



- 2 - 
 
 

Die Verbindlichkeiten des Eigenbetriebes Stadtentwicklung betragen 5 Mio. € an langfris-
tigen Krediten und 13,85 Mio. € an Kassenkrediten. 

 
zu 3. Der Rhein-Sieg-Kreis sieht in der Genehmigungsverfügung eine mögliche Belastung des 

städtischen Haushaltes durch den Eigenbetrieb Stadtentwicklung. Inwieweit diese jedoch 
tatsächlich zutrifft, kann z. Zt. nicht gesagt werden. Zunächst ist der Jahresabschluss 
2006 abzuwarten. 

 
zu 4. Die Finanzen sind in der Stadt schon immer ein wichtiges Thema gewesen.  

Die Stadt befindet sich aufgrund von Umständen, die Ihnen bekannt sind, im Augenblick in 
einem vom Gesetzgeber vorgegebenen Haushaltssicherungskonzept und damit in einer 
Konsolidierungsphase, an der die Stadt aktiv teilnimmt. Ein zusätzliches Sanierungskon-
zept ist nicht erforderlich. 

 
zu 5. Der Bau von Kindergärten gehört mit zur sozialen Verpflichtung der Stadt gegenüber den 

Bürgern. In diesem Sinne hat der Rat der Stadt den Bau des Kindergartens beschlossen. 
Der Kindergarten wird gebaut, weil der Bedarf gegeben ist - vor allem auch an integrativen 
Plätzen. 

 
zu 6. Die Stadt ist bemüht, den Haushalt zu konsolidieren. Inwieweit der allgemeine Auf-

schwung auch der Stadt Hennef hierbei hilft, werden das laufende sowie die folgenden 
Jahre zeigen. 

 
 
 
Hennef (Sieg), den 05.06.2007 
 
 
 
 
Klaus Pipke 















 
 

T i s c h v o r l a g e 

 
Amt: Bauordnung und Untere Denkmalbehörde TOP: ______

Vorl.Nr.: F/2007/0077 Anlage Nr.: ______

Datum: 11.06.2007  

 
 
Gremium Sitzung am Öffentlich / nicht öffentlich

Rat 11.06.2007 öffentlich 
 
 
Tagesordnung 

 
Burger King 
 
 
Anfragentext 

 
Anfrage der Fraktion Die Unabhängigen im Rat der Stadt Hennef vom 06.06.2007 
zu Auflagen der Baugenehmigung zur Errichtung eines Burger King Restaurant mit 25 
Stellplätzen,  
 
hier: Erfüllung der Auflagen aus der Baugenehmigung E 238/06 in 53773 Hennef, 
Frankfurter Straße 182, Gemarkung Geistingen, Flur 23, Flurstücke 24,  276 
 
 
Die erteilte Baugenehmigung ist nicht bestandskräftig, da ein Klageverfahren am Verwaltungsgericht Köln anhängig 
ist. 
 
Zu Frage 1 
 
Die Baugenehmigung enthält die Auflagen: 
 
Für das Vorhaben sind entsprechend § 51 Bau O NRW 8 notwendige Stellplätze entsprechend dem Lageplan 
herzustellen und zu markieren. Während der Zeit von 22.00 Uhr bis 6.00 Uhr sind ausschließlich die im Lageplan 
dargestellten Stellplätze 1 bis 8 und 9 - 25 zu nutzen. Die übrigen Stellplätze sind durch die im Antrag dargestellten 
Absperrungen aus Ketten und Schranken nicht anfahrbar.  
 
Die Zu- und Abfahrten sind entsprechend den Eintragungen im Lageplan auszuführen. In der Zeit von 22.00 Uhr bis 
6.00 Uhr ist die Zufahrt zu dem Drive-In Schalter ausschließlich über die Frankfurter Straße (Stichweg) zu führen. 
Die Abfahrt erfolgt über die Drive-In Spur, parallel der Fritz-Jacobi-Straße, wie dies im Lageplan dargestellt ist. Die 
Zu- und Abfahrt zu den weiteren Stellplätzen sind durch die im Antrag dargestellte Absperrung mittels Ketten und 
Schranken zu verschließen. Im Zufahrtsbereich der Fritz-Jacobi Straße ist auf die Benutzung der Drive-In Spur 
zwischen 22.00 Uhr und 6.00 Uhr von der Frankfurter Straße aus hinzuweisen 
 
Der LKW-Anlieferungsverkehr darf nur in der Zeit von 7.00 Uhr bis 20.00 Uhr erfolgen. 
 



 
Zu Frage 2 
 
Die Einhaltung der Auflagen einer Baugenehmigung obliegt dem Bauherrn. 
 
Die Kläger, vertreten durch ihren Rechtsanwalt, haben mit Schreiben vom 11.05.2007 der Bauaufsichtsbehörde 
mitgeteilt, dass am 23. und 26.04.2007, sowie am 03.05.2007 Fahrzeuge nach 22.00 Uhr den abzusperrenden 
Grundstücksteil verlassen haben und die, anstatt der Schranken bisher aufgestellten Absperrgitter von Besuchern 
des Restaurants vorschoben wurden, so dass eine Nutzung der betroffenen Stellplätze nach 22.00 Uhr möglich war.  
 
Aufgrund des Antrages der Kläger auf Einschreiten wurde der Bauherr in dieser Sache angehört und er hat sich 
zwischenzeitlich über seinen Rechtsanwalt der Bauaufsichtsbehörde gegenüber schriftlich dazu verpflichtet, die in 
der Auflage der Baugenehmigung geforderten Schranken zeitnah zu errichten. Entsprechende Planunterlagen zur 
Errichtung von Schranken liegen dem Rechtsanwalt bereits vor.  
 
Um den mit der Auflage der Baugenehmigung geforderten Zwecken Rechnung zu tragen, werden bis zur Errichtung 
der Schranken die vorhandenen Absperrgitter mittels Schlössern so verbunden, dass diese nicht mehr verschoben 
werden können. Die Absperrgitter werden täglich ab 21.30 Uhr aufgestellt, so dass die von der Sperrung betroffenen 
Stellplätze ab 22.00 Uhr nicht mehr angefahren werden können.  
 
Es wurden durch die Mitarbeiter der Verwaltung am 23.05.2007 um 0.45 Uhr, am 30.05.2007 von 21.15 Uhr bis 
22.15 Uhr und am 05.06.2007 um 21.15 Uhr Kontrollen durchgeführt und das Ergebnis jeweils dokumentiert. 
 
 
Zu Frage 3 
 
Bei den Kontrollen der Verwaltung wurde festgestellt, dass der Parkplatz hinter der Schallschutzüberdachung und zu 
den Stellplätzen in Richtung Frankfurter Straße mittels Drängelgitter abgesperrt war. Die Gitter waren durch Ketten 
mit Vorhängeschlössern untereinander verbunden und an Pfosten bzw. am Boden befestigt, so dass diese nicht 
mehr verschoben werden konnten. 
 
 
Zu Frage 4 
 
Die Auflagen wurden nach ihrem Sinn und Zweck durch die aufgestellten, untereinander verbundenen Gitter 
vollumfänglich erfüllt. Der Bauherr hat sich zwischenzeitlich über seinen Rechtsanwalt schriftlich dazu verpflichtet, 
die in der Auflage der Baugenehmigung geforderten Schranken zeitnah zu errichten. Entsprechende Planunterlagen 
zur Errichtung von Schranken liegen nach telefonischer Rücksprache mit dem Rechtsanwalt bereits vor.  
 
 
Zu Frage 5 
 
Die Bauaufsichtsbehörde sieht zur Zeit keinen Handlungsbedarf, da die Absperrgitter in ihrer Funktion den 
geforderten Schranken der Auflage der Baugenehmigung gleich kommen. Weitere Kontrollen werden unangekündigt 
durchgeführt. 
 
 
Hennef (Sieg), den 11.06.2007 
In Vertretung 
 
 
F. Schmidt 
Technischer Beigeordneter 
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